
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Andreas Jurca AfD  
vom 11.05.2026

Ermittlungsverfahren wegen mutmaßlicher Hasskriminalität im Internet durch 
die Staatsanwaltschaft Augsburg – Umfang, Kosten und Schwerpunkte

In der Öffentlichkeit wird kritisch hinterfragt, ob der hohe Ermittlungsaufwand bei 
mutmaßlicher Hasskriminalität im Internet – auch gegen Jugendliche und wegen 
einzelner „Memes“ – in einem angemessenen Verhältnis zum erzielten Nutzen steht. 
Belastbare Zahlen zu Verfahrenszahlen, Kosten, Abschlussquoten und Vergleichs-
delikten fehlen bisher. Nur mit diesen Daten lässt sich empirisch prüfen, ob die der-
zeitige Verfolgungspraxis effektiv ist und die Ressourcen der Justiz verhältnismäßig 
eingesetzt werden.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.  Verfahrenszahlen und Betroffenengruppen    4

1.1 Wie viele Ermittlungsverfahren hat die Staatsanwaltschaft Augsburg 
in den Jahren 2018 bis einschließlich 2025 (je Kalenderjahr getrennt) 
wegen im Internet begangener Straftaten eingeleitet, die als „Hass-
kriminalität“ oder „Hate Speech“ geführt werden?   4

1.2 Wie viele dieser Verfahren betrafen Personen unter 21 Jahren (davon 
gesondert Schülerinnen/Schüler sowie Studierende)?   4

1.3 Wie viele Verfahren betrafen Personen ab 21 Jahren?   4

2.  Konkrete Straftatbestände   4

2.1 Wie viele der unter Frage 1.1 genannten Verfahren wurden in den 
Jahren 2018–2025 jeweils wegen der folgenden Tatbestände geführt: 
§ 130 Strafgesetzbuch (StGB; Volksverhetzung), § 185 StGB (Be-
leidigung), § 186 StGB (Üble Nachrede), § 187 StGB (Verleumdung), 
§ 166 StGB (Beschimpfung von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften 
und Weltanschauungsvereinigungen), sonstige Tatbestände (bitte je-
weils gesondert auflisten und beziffern)?   4

2.2 Wie viele Verfahren basierten ausschließlich auf Memes, Karikaturen 
oder satirischen Darstellungen?   4

2.3 Wie viele Verfahren wurden wegen Äußerungen gegen Angehörige 
der Bundeswehr, der Polizei oder anderer staatlicher Institutionen ein-
geleitet?   5
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3.  Verfahrensabschlüsse und Erfolgsquote    5

3.1 Wie viele der unter Frage 1.1 genannten Verfahren wurden je Kalender-
jahr nach § 170 Abs. 2 Strafprozessordnung (StPO) eingestellt?    5

3.2 Wie viele der unter Frage 1.1 genannten Verfahren wurden je Kalender-
jahr mit Strafbefehl abgeschlossen bzw. durch Anklageerhebung vor 
Gericht gebracht?    5

3.3 Bei den Verfahren, die zu einer Verurteilung führten, wie viele endeten 
je Kalenderjahr mit Freispruch bzw. mit Verurteilung (Geld- bzw. Frei-
heitsstrafe in Tagessätzen/Monaten im Durchschnitt)?   5

4.  Verfahrenskosten und Personaleinsatz    6

4.1 Welche Gesamtkosten sind der Staatsanwaltschaft Augsburg durch 
diese Verfahren in den Jahren 2018–2025 entstanden (bitte je Jahr 
und pro Verfahren im Durchschnitt)?   6

4.2 Wie viele Vollzeitäquivalente (VZA) an Staatsanwälten und sonstigem 
Personal waren durchschnittlich mit diesen Verfahren beschäftigt?    6

4.3 Wie hoch war der durchschnittliche zeitliche Aufwand pro Verfahren 
(in Stunden)?   6

5.  Vergleich mit anderen Deliktsbereichen    6

5.1 Wie viele Ermittlungsverfahren leitete die Staatsanwaltschaft Augs-
burg im gleichen Zeitraum wegen Leistungsmissbrauchs nach dem 
Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites/Zwölftes Buch (II/XII; insbesondere 
Abrechnung ins Ausland) ein?   6

5.2 Wie viele Verfahren gab es wegen banden- und gewerbsmäßigen Be-
trugs im Sozialleistungsbereich?   6

5.3 Wie hoch war der jeweils geschätzte Vermögensschaden in diesen 
Verfahren?   6

6.  Meldewege und Anzeigeerstatter    7

6.1 Wie viele Anzeigen gingen über das bayernweite Internet-Meldeportal 
der Polizei ein?   7

6.2 Wie viele Anzeigen wurden von privaten „Hassmeldestellen“ oder 
Nichtregierungsorganisationen erstattet?   7

6.3 Wie viele Verfahren basierten auf eigeninitiativen Recherchen der Er-
mittlungsbehörden?   7

7.  Öffentliche Wahrnehmung und politische Vorgaben   7

7.1 Liegen der Staatsregierung Erkenntnisse vor, inwieweit die Verfolgung 
solcher Delikte priorisiert wird (z. B. durch interne Zielvorgaben oder 
Weisungen)?   7
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7.2 Wie bewertet die Staatsregierung die Verhältnismäßigkeit des Ein-
satzes von Ermittlungsressourcen bei jugendlichen Ersttätern im Ver-
gleich zu Organisierter Kriminalität?   7

7.3 Plant die Staatsregierung eine Überprüfung der Verfolgungspraxis in 
diesem Bereich?   7

8.  Konkrete Einzelfälle   7

8.1 Wie viele Verfahren betrafen ausschließlich die Weiterverbreitung 
(Teilen/Retweet) bereits existierender Inhalte?   7

8.2 Wie viele Verfahren richteten sich gegen Schülerinnen/Schüler wegen Äu-
ßerungen in geschlossenen Chatgruppen (z. B. WhatsApp, Discord)?   8

8.3 Wie viele der unter Frage 1.1 genannten Verfahren der Staatsanwalt-
schaft Augsburg in den Jahren 2018–2025 richteten sich gegen jugend-
liche oder heranwachsende Beschuldigte wegen Memes, Karikaturen 
oder satirischer Darstellungen?   8

Hinweise des Landtagsamts   9
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Antwort  
des Staatsministeriums der Justiz  
vom 25.06.2026

1.  Verfahrenszahlen und Betroffenengruppen 

1.1 Wie viele Ermittlungsverfahren hat die Staatsanwaltschaft Augsburg 
in den Jahren 2018 bis einschließlich 2025 (je Kalenderjahr getrennt) 
wegen im Internet begangener Straftaten eingeleitet, die als „Hass-
kriminalität“ oder „Hate Speech“ geführt werden?

Zur jährlich durch die Staatsanwaltschaften erfolgenden Erhebung zu neu eingeleiteten 
Ermittlungsverfahren wegen strafbarer Hate Speech (Hate-Speech-Bilanz) wird zunächst 
auf die Antwort zu Fragen 1.1 und 1.2 der Schriftlichen Anfrage des Abgeordneten 
Rene Dierkes (AfD) vom 26.02.2025 „Anzeigen und Verurteilungen betreffend Hass-
kommentare mit politischer Motivation im Internet und in den sozialen Medien in Bay-
ern“ (Drs. 19/6326) Bezug genommen. Die durch die Staatsanwaltschaft Augsburg 
seit Beginn der Erhebung jeweils gemeldete Anzahl neu eingeleiteter Ermittlungsver-
fahren stellt sich wie folgt dar:

2020: 45

2021: 20

2022: 20

2023: 103

2024: 139

2025: 82

1.2 Wie viele dieser Verfahren betrafen Personen unter 21 Jahren (davon 
gesondert Schülerinnen/Schüler sowie Studierende)?

1.3 Wie viele Verfahren betrafen Personen ab 21 Jahren?

2.  Konkrete Straftatbestände

2.1 Wie viele der unter Frage 1.1 genannten Verfahren wurden in den Jah-
ren 2018–2025 jeweils wegen der folgenden Tatbestände geführt: § 130 
Strafgesetzbuch (StGB; Volksverhetzung), § 185 StGB (Beleidigung), 
§ 186 StGB (Üble Nachrede), § 187 StGB (Verleumdung), § 166 StGB 
(Beschimpfung von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften und 
Weltanschauungsvereinigungen), sonstige Tatbestände (bitte jeweils 
gesondert auflisten und beziffern)?

2.2 Wie viele Verfahren basierten ausschließlich auf Memes, Karikaturen 
oder satirischen Darstellungen?
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2.3 Wie viele Verfahren wurden wegen Äußerungen gegen Angehörige 
der Bundeswehr, der Polizei oder anderer staatlicher Institutionen 
eingeleitet?

Fragen 1.2 bis 2.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Eine gesonderte Erfassung von Verfahren im Sinne der Fragestellungen findet im Rah-
men der Hate-Speech-Bilanz nicht statt. Eine automatisierte statistische Auswertung 
im Sinne der Fragestellungen ist daher nicht möglich. Für eine Beantwortung müss-
te insofern eine umfangreiche manuelle (Einzel-)Auswertung von Akten und Daten-
beständen bei der Staatsanwaltschaft Augsburg erfolgen. Dies würde zu einem erheb-
lichen zeitlichen und personellen Aufwand führen. Auch unter Berücksichtigung der 
Bedeutung des sich aus Art. 13 Abs. 2, 16a Abs. 1 und 2 Satz 1 Bayerische Verfassung 
(BV) ergebenden parlamentarischen Fragerechts der Abgeordneten des Landtags 
kann daher eine Auswertung von Einzelakten nicht erfolgen. Vor diesem Hintergrund 
ist eine Beantwortung der Fragen nicht möglich.

3.  Verfahrensabschlüsse und Erfolgsquote 

3.1 Wie viele der unter Frage 1.1 genannten Verfahren wurden je Kalender-
jahr nach § 170 Abs. 2 Strafprozessordnung (StPO) eingestellt? 

3.2 Wie viele der unter Frage 1.1 genannten Verfahren wurden je Kalender-
jahr mit Strafbefehl abgeschlossen bzw. durch Anklageerhebung vor 
Gericht gebracht? 

3.3 Bei den Verfahren, die zu einer Verurteilung führten, wie viele ende-
ten je Kalenderjahr mit Freispruch bzw. mit Verurteilung (Geld- bzw. 
Freiheitsstrafe in Tagessätzen/Monaten im Durchschnitt)?

Fragen 3.1 bis 3.3 werden gemeinsam wie folgt beantwortet.

Die in der nachfolgenden Tabelle wiedergegebenen Zahlen zu Verfahrenserledigungen 
beziehen sich auf sämtliche in dem Sonderdezernat der Staatsanwaltschaft Augsburg 
geführten Ermittlungsverfahren und nicht nur auf die zuvor genannten Ermittlungsver-
fahren, die in dem jeweiligen Jahr neu eingeleitet wurden. Erfasst sind Erledigungen 
somit auch dann, wenn sie zwar in dem betreffenden Jahr erfolgt sind, das betreffende 
Ermittlungsverfahren aber bereits in einem früheren Jahr eingeleitet wurde.

Eine gesonderte Erfassung der in Urteilen verhängten Rechtsfolgen findet im Rah-
men der Hate-Speech-Bilanz nicht statt. Eine automatisierte statistische Auswertung 
im Sinne der Fragestellung gemäß Frage 3.3 ist daher nicht möglich. Für eine Be-
antwortung müsste insofern eine umfangreiche manuelle (Einzel-)Auswertung von 
Akten und Datenbeständen bei der Staatsanwaltschaft Augsburg erfolgen. Dies würde 
zu einem erheblichen zeitlichen und personellen Aufwand führen. Auch unter Berück-
sichtigung der Bedeutung des sich aus Art. 13 Abs. 2, 16a Abs. 1 und 2 Satz 1 BV 
ergebenden parlamentarischen Fragerechts der Abgeordneten des Landtags kann 
daher eine Auswertung von Einzelakten nicht erfolgen. Vor diesem Hintergrund ist 
eine Beantwortung der Fragen nicht möglich.
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Einstellungen gemäß  
§ 170 Abs. 2 Strafprozess-

ordnung (StPO)

Anklage oder  
Strafbefehlsantrag

Urteile

2020 3 25 14

2021 3 11 7

2022 4 8 8

2023 32 45 39

2024 59 71 49

2025 15 54 49

4.  Verfahrenskosten und Personaleinsatz 

4.1 Welche Gesamtkosten sind der Staatsanwaltschaft Augsburg durch 
diese Verfahren in den Jahren 2018–2025 entstanden (bitte je Jahr 
und pro Verfahren im Durchschnitt)?

4.2 Wie viele Vollzeitäquivalente (VZA) an Staatsanwälten und sonstigem 
Personal waren durchschnittlich mit diesen Verfahren beschäftigt? 

4.3 Wie hoch war der durchschnittliche zeitliche Aufwand pro Verfahren 
(in Stunden)?

Die Fragen 4.1 bis 4.3 werden gemeinsam beantwortet.

Auf die Antwort zu Frage 2.1 der Schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Gerd Man-
nes (AfD) vom 05.07.2025 „Äußerungsdelikte in Bayern – Aufwand für die bayerische 
Justiz und Rolle sogenannter Meldestellen“ (Drs. 19/7914) wird Bezug genommen.

5.  Vergleich mit anderen Deliktsbereichen 

5.1 Wie viele Ermittlungsverfahren leitete die Staatsanwaltschaft Augs-
burg im gleichen Zeitraum wegen Leistungsmissbrauchs nach dem 
Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites/Zwölftes Buch (II/XII; insbesondere 
Abrechnung ins Ausland) ein?

5.2 Wie viele Verfahren gab es wegen banden- und gewerbsmäßigen 
Betrugs im Sozialleistungsbereich?

5.3 Wie hoch war der jeweils geschätzte Vermögensschaden in diesen 
Verfahren?

Fragen 5.1 bis 5.3 werden gemeinsam wie folgt beantwortet.

In der Geschäftsstatistik der Staatsanwaltschaften existieren keine expliziten, validen 
Rechercheparameter, die eine automatisierte statistische Auswertung im Sinne der 
Fragestellungen ermöglichen würden. Auch die Strafverfolgungsstatistik kann für die 
Beantwortung der Fragen nicht herangezogen werden, da diese nur Angaben zu ab-
geurteilten und verurteilten Personen, nicht jedoch zu Ermittlungsverfahren enthält. Für 
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eine Beantwortung müsste insofern eine umfangreiche manuelle (Einzel-)Auswertung 
von Akten und Datenbeständen bei der Staatsanwaltschaft Augsburg erfolgen. Dies 
würde zu einem erheblichen zeitlichen und personellen Aufwand führen. Auch unter 
Berücksichtigung der Bedeutung des sich aus Art. 13 Abs. 2, 16a Abs. 1 und 2 Satz 1 
BV ergebenden parlamentarischen Fragerechts der Abgeordneten des Landtags kann 
daher eine Auswertung von Einzelakten nicht erfolgen. Vor diesem Hintergrund ist eine 
Beantwortung der Fragen nicht möglich.

6.  Meldewege und Anzeigeerstatter 

6.1 Wie viele Anzeigen gingen über das bayernweite Internet-Meldeportal 
der Polizei ein?

6.2 Wie viele Anzeigen wurden von privaten „Hassmeldestellen“ oder 
Nichtregierungsorganisationen erstattet?

6.3 Wie viele Verfahren basierten auf eigeninitiativen Recherchen der 
Ermittlungsbehörden?

Fragen 6.1 bis 6.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Auf die Antwort zu Fragen 1.2 bis 2.3 wird Bezug genommen.

7.  Öffentliche Wahrnehmung und politische Vorgaben

7.1 Liegen der Staatsregierung Erkenntnisse vor, inwieweit die Verfolgung 
solcher Delikte priorisiert wird (z. B. durch interne Zielvorgaben oder 
Weisungen)?

7.2 Wie bewertet die Staatsregierung die Verhältnismäßigkeit des Ein-
satzes von Ermittlungsressourcen bei jugendlichen Ersttätern im 
Vergleich zu Organisierter Kriminalität?

7.3 Plant die Staatsregierung eine Überprüfung der Verfolgungspraxis 
in diesem Bereich?

Fragen 7.1 bis 7.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Die Staatsanwaltschaften sind nach § 152 Abs. 2 StPO, soweit nicht ausnahmsweise 
gesetzlich etwas anderes bestimmt ist, zum Einschreiten verpflichtet, wenn zureichende 
tatsächliche Anhaltspunkte für die Begehung von Straftaten vorliegen (Legalitätsprinzip).

8.  Konkrete Einzelfälle

8.1 Wie viele Verfahren betrafen ausschließlich die Weiterverbreitung 
(Teilen/Retweet) bereits existierender Inhalte?
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8.2 Wie viele Verfahren richteten sich gegen Schülerinnen/Schüler 
wegen Äußerungen in geschlossenen Chatgruppen (z. B. WhatsApp, 
Discord)?

8.3 Wie viele der unter Frage 1.1 genannten Verfahren der Staatsanwalt-
schaft Augsburg in den Jahren 2018–2025 richteten sich gegen jugend-
liche oder heranwachsende Beschuldigte wegen Memes, Karikaturen 
oder satirischer Darstellungen?

Fragen 8.1 bis 8.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.

Auf die Antwort zu Fragen 1.2 bis 2.3 wird Bezug genommen.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der  Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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